
 

 

 

 

 

STELLUNGNAHME 
 

 

zum Referentenentwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Errichtung einer Bundesstiftung „Mutter und Kind – Schutz des ungeborenen Lebens" 
(5. MuKStiftÄndG) 

 

 
Der donum vitae Bundesverband begrüßt den vorliegenden Referentenentwurf. Die vorgesehenen 
Änderungen stärken die Möglichkeiten der Bundesstiftung „Mutter und Kind – Schutz des 
ungeborenen Lebens“, schwangere Frauen und Familien in finanziellen Notlagen wirksam zu 
unterstützen. Damit setzt die Bundesregierung ein wichtiges Signal für die Unterstützung von Frauen 
durch konkrete Hilfen in herausfordernden Lebenssituationen und den Schutz ungeborenen Lebens. 

Besonders positiv bewertet donum vitae die vorgesehene Erhöhung der Bundeseinlage von aktuell 
mindestens 92 Millionen Euro auf 101 Millionen Euro ab dem Haushaltsjahr 2027 sowie auf 105 
Millionen Euro ab dem Jahr 2032. 

Die gesetzlich festgelegte Mindestsumme ist seit 1993 unverändert geblieben, obwohl die 
Lebenshaltungskosten seither erheblich gestiegen sind. Die in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegenen Lebenshaltungs-, Wohn- und Energiekosten haben die wirtschaftliche Situation vieler 
Familien verschärft. Zugleich nehmen die finanziellen Belastungen, mit denen schwangere Frauen 
konfrontiert sind, die in die Schwangerschaftsberatung kommen, kontinuierlich zu. Die finanzielle 
Ausstattung der Bundesstiftung ist daher von entscheidender Bedeutung, um den tatsächlichen 
Unterstützungsbedarf von Schwangeren und Familien auch künftig decken zu können. Die Mittel der 
Bundesstiftung stellen für viele Ratsuchende eine unverzichtbare Hilfe dar. In den Beratungsstellen 
von donum vitae zeigt sich täglich, dass die Stiftungshilfen häufig einen entscheidenden Beitrag dazu 
leisten, existenzielle Notlagen abzumildern, Perspektiven für ein Leben mit einem (weiteren) Kind zu 
eröffnen und konkrete Unterstützung in einer oftmals belastenden Situation zu ermöglichen. 
Angesichts gestiegener Lebenshaltungskosten und wachsender finanzieller Belastungen vieler 
Familien ist die vorgesehene Anhebung der Bundesmittel geeignet, die Leistungsfähigkeit der 
Stiftung zu erhalten und die notwendige Entlastungswirkung für die Betroffenen sicherzustellen. Vor 
diesem Hintergrund ist die Erhöhung der Bundesmittel sachgerecht und notwendig. 

 

 

 

 








